
Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Berglen am 26.10.2021 

 

Anwesend: Bgm. Niederberger und 16 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 17 
Normalzahl: Bgm. Niederberger und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 Frau Gemeinderätin Ulrike Höflich  

 Herr Gemeinderat Volker Tottmann  
 

Unentschuldigt :  
 

 

 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber 
Zuhörer; Presse 
 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 

Öffentlicher Teil 

 
1.1. Bekanntgaben  

- Zuwendung für die Erweiterung des Feuerwehrhauses Nord 
   

    
Der Vorsitzende gibt bekannt, dass die Gemeinde nach den Zuwendungsrichtlinien für das Feu-
erwehrwesen einen Zuwendungsbetrag in Höhe von 40.600 00 € für die Erweiterung des Feu-
erwehrhauses Nord erhalten hat.    
 
 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Ordnungsamt 
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1.2. Bekanntgaben  

- Bekanntgabe der in nichtöffentlicher Sitzung des Gemeinderats am 
28.09.2021 gefassten Beschlüsse 

   

    
Bürgermeister Niederberger gibt bekannt, dass der Gemeinderat in seiner letzten nichtöffentli-
chen Sitzung am 28.09.2021 die Verwaltung in einer Grundstücksangelegenheit einstimmig er-
mächtigt hat, eine Vertragsänderung vorzunehmen.    
 
 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 
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2.1. Verschiedenes und Anfragen aus dem Gemeinderat  

- Geburtstage der Gemeinderäte seit der letzten Sitzung des Gemeinderats 
am 28.09.2021 

   

    
Der Vorsitzende spricht folgenden Gemeinderäten, die seit der letzten Gemeinderatssitzung am 
28.09.2021 Geburtstag hatten, seine Glückwünsche aus: 
 
 Gemeinderätin Stefanie Vobornik    14. Oktober 
 Gemeinderat Ullrich Kraus     17. Oktober 
 Gemeinderat Volker Tottmann    24. Oktober 
 Gemeinderätin Ute Aigner     25. Oktober   
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2.2. Verschiedenes und Anfragen aus dem Gemeinderat  

- Hundekotbeutel 
   

    
Gemeinderat Kraus erkundigt sich, ob die Hundekotbeutel biologisch abbaubar sind.  
 
Die Verwaltung wird die Sache abklären und Rückmeldung geben.  
 
Gemeinderat Haller bittet darum, bei notwendigen Neubeschaffungen die Farbe Rot zu wählen, 
um die in den Wiesen entsorgten Beutel besser erkennen zu können.   
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Ordnungsamt 
  1 x Bauhof 
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2.3. Verschiedenes und Anfragen aus dem Gemeinderat  

- Störung im Bereich der Wasserversorgung in den Ortsteilen Lehnenberg 
und Spechtshof 

   

    
Hinsichtlich einer Anfrage in Bezug auf die Störung im Bereich der Wasserversorgung in den 
Ortsteilen Lehnenberg und Spechtshof am vergangenen Wochenende informiert Kämmerer 
Schreiber, dass die Messsonde das fehlerhafte Signal gegeben hatte, dass der Wasserstand 
ausreichend sei, daher erfolgte kein Wasserzulauf. Der Behälter lief leer und daraufhin auch das 
Ortsnetz. Es brauchte einige Zeit, bis nach der Schadensbehebung wieder ausreichend Wasser 
und Druck bereitgestellt werden konnte.     
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei 
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3. Bürgerfragestunde    
    
Von Seiten der Bürgerschaft werden keine Anfragen gestellt.   
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4. Festlegung der Modalitäten für die Neuverpachtung der 6 Jagdbögen der 

Gemeinde Berglen 
 

   

    
Auf die Sitzungsvorlage 743/2021, die Bestandteil des Protokolls ist, wird verwiesen.  
 
Der Vorsitzende begrüßt Herrn Luginsland vom Vermessungsbüro Luginsland aus Herrenberg 
und leitet in die Thematik ein. Nachfolgend stellt er die Kriterien für die Auswahl der Bewerber 
und das Punktesystem vor, welches notwendig ist, um eine gerechte und transparente Auswahl 
treffen zu können. Der Vorschlag für die Bewerbermatrix wurde mit dem Ältestenrat abgestimmt. 
Durch diese öffentliche Ausschreibung soll auch neuen Pächtern die Chance auf eine Jagdpacht 
ermöglicht werden.   
 
Gemeinderat Haller erkundigt sich, welche Bewertungsgrundlage bei Punktegleichstand heran-
gezogen wird. 
 
Ordnungsamtsleiterin Boschatzke erklärt, dass der Gemeinderat als Verwaltung der Jagdgenos-
senschaft dann die Möglichkeit der freihändigen Vergabe hat.   
 
Für Gemeinderat Scherhaufer ist die Freihändigkeit ein zentraler Punkt. Es ist wichtig, dass der 
Gemeinderat letztendlich noch die Entscheidung treffen kann. Mit dem vorgeschlagenen Punk-
tesystem ist er einig. 
 
Gemeinderat Kraus ist die Ortsansässigkeit des Jagdpächters ein wichtiger Punkt. Bei Wildunfäl-
len müssen oftmals schnelle Aktionen gestartet werden, längere Anfahrtswege behindern eine 
adhoc-Entscheidung.  
 
Gemeinderat Haller gibt zu bedenken, dass die Jäger eine gewisse Infrastruktur aufbauen (Bau 
von Hochständen, Anschaffungen für die Vermarktung etc.) und dementsprechend Investitionen 
tätigen. Er hält die vorgeschlagene Mindestpachtzeit von sechs Jahren daher für zu gering. Eine 
Pachtzeit von neun oder sogar zwölf Jahren würde er eher befürworten. Allerdings wäre der 
Rhythmus der Jagdgenossenschaftsversammlungen bei einer Pachtzeit von neun Jahren ein 
anderer. 
 
Gemeinderätin Dr. Reichart möchte wissen, wie dies in anderen Kommunen gehandhabt wird. 
 



Herr Luginsland führt hierzu aus, dass die Problematik bei anderen Kommunen sehr unter-
schiedlich gelöst wird. Viele Gemeinden gehen mit der Mindestpachtzeit auf sechs Jahre herun-
ter, um das Verfahren nicht zu sehr zu verwirren, da die Jagdgenossenschaftsversammlungen 
mit der Übertragung der Verwaltung auch alle sechs Jahre stattfinden. Die Jäger befürworten 
natürlich eher eine längere Pachtzeit. Wenn sich der Gemeinderat für eine längere Pachtzeit 
aussprechen würde und es zu Unstimmigkeiten bei den Jagdpächtern käme, bestünde jederzeit 
die Möglichkeit, eine außerordentliche Jagdgenossenschaftsversammlung einzuberufen. Für 
deren Beantragung sind 10% der Jagdgenossen notwendig, die aber auch mindestens 10% der 
Fläche besitzen müssen. 
 
Gemeinderätin Rommel erkundigt sich, ob der Beschluss nicht dahingehend ergänzt werden 
könnte, dass eine Option auf Verlängerung der Bestandspächter möglich ist. Wenn alles ord-
nungsgemäß läuft, wäre dann erneute Ausschreibung nicht mehr notwendig.  
 
Bürgermeister Niederberger spricht sich dafür aus, jetzt über die Dauer der Pachtzeit zu ent-
scheiden, egal ob sechs oder neun Jahre. Er möchte den vorgeschlagenen Passus ungern in 
den Beschluss mit aufnehmen.  
 
Gemeinderat Walter weist darauf hin, dass die Jagdgenossenschaftsversammlung die Verwal-
tung der Jagdgenossenschaft dieses Mal auf den Gemeinderat übertragen hat. Es könnte je-
doch auch sein, dass ein Jagdvorstand aus der Jagdgenossenschaft ernannt wird und der Ge-
meinderat dann nicht mehr über die Neuverpachtung entscheiden kann.  
 
 
Nachfolgend wird über den weitest gehenden Antrag abgestimmt, die Dauer der 
Jagdpacht auf zwölf Jahre festzulegen. 
 
Dieser Antrag wird bei vier Ja-Stimmen, zwölf Nein-Stimmen und einer Enthaltung abge-
lehnt. 
 
 
 
Mit 16 Nein-Stimmen und einer Enthaltung wird der Antrag, die Dauer der Jagdpacht auf 
neun Jahre festzulegen, abgelehnt.  
 
 
 
Mit 14 Ja-Stimmen und drei Nein-Stimmen fasst der Gemeinderat den Beschluss: 
 
Die Dauer der Jagdpacht wird auf sechs Jahre festgelegt. 

 
 
 

Der Gemeinderat fasst den einstimmigen Beschluss: 
 

1. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung, die öffentliche Ausschreibung der 6 
Jagdbögen (gemeinschaftlicher Jagdbezirk mit Eigenjagden) der Gemeinde Berg-
len vornehmen. 
 

2. Die jährlichen Jagdpachtpreise von derzeit 19,00 € je ha Waldfläche und 1,50 € je 
ha Feldfläche werden nicht erhöht.  

      
 
 
Verteiler: 1 x Ordnungsamt      
 



 
 

 

 
 

Festlegung der Modalitäten für die Neuverpachtung der 6 Jagdbögen 
der Gemeinde Berglen 

 
Im Jahr 2015 wurde das bis dahin geltende Landesjagdgesetz durch das neue Jagd- und Wild-

tiermanagementgesetz (JWMG) abgelöst.  

 

Eine wesentliche Änderung ist die Reduzierung der Mindestpachtzeit von bisher neun Jah-

ren auf jetzt sechs Jahre. Die Verwaltung schlägt vor, die Pachtzeit entsprechend zu reduzie-

ren. 

 

Das JWMG hat auch Auswirkungen auf die Verwaltung der Jagdgenossenschaften. Im bisheri-

gen Recht war geregelt, dass die Übertragung der Verwaltung der Jagdgenossenschaften auf 

den Gemeinderat einmalig mit einem Grundsatzbeschluss erfolgen kann. Das JWMG bestimmt 

nun, dass diese Übertragung alle sechs Jahre durch Beschluss der Jagdgenossenschaftsver-

sammlung erneuert werden muss.  

 

Am 5. Mai 2021 hat eine Versammlung der Jagdgenossenschaft Berglen stattgefunden. In die-

sem Rahmen wurde die Verwaltung der Jagdgenossenschaft dem Gemeindevorstand für 

sechs Jahre übertragen. Gemeindevorstand ist der Gemeinderat. Die Verpachtung des ge-

meinschaftlichen Jagdbezirks sowie der Eigenjagden der Gemeinde Berglen liegt somit im Zu-

ständigkeitsbereich des Gemeinderats (§ 11 Abs. III Buchstabe f) Satzung der Jagdgenossen-

schaft Berglen). 

 

Dem Gemeinderat ist in der Satzung der Jagdgenossenschaft Berglen u.a. die Verpachtung des 

gemeinschaftlichen Jagdbezirks übertragen. Der Gemeinderat kann dies durch freihändige 

Vergabe und Verlängerung laufender Pachtverträge vornehmen.   

 

Die jährlichen Jagdpachtpreise betragen derzeit 19,00 € je ha Waldfläche und 1,50 € je ha Feld-

fläche. Für befriedete Bezirke, in denen die Jagd ruht, fällt kein Pachtzins an. Wegen der Wild-

schadensproblematik sieht die Verwaltung keinen Spielraum, diese Sätze für Wald- und Feld-

flächen zu erhöhen.  

 

Im Zuge der Aktualisierung des Jagdkatasters werden vom Vermessungsbüro Luginsland aus 

Herrenberg auch der gemeinschaftliche Jagdbezirk festgestellt, die befriedeten Bezirke abge-

grenzt, neue Jagdpläne gefertigt, und die Flächen der Jagdbögen berechnet. Diese neu be-

rechneten Jagdflächen werden in den neuen Vertrag übernommen.   

 

Die Eigenjagdbezirke können zusammen mit dem gemeinschaftlichen Jagdbezirk verpachtet 

werden. Steuerrechtlich werden diese aber separat behandelt, da die Jagdpacht aus Eigenjag-

den umsatzsteuerpflichtig ist. Für diese Flächen muss die Gemeinde Berglen also die Umsatz-

steuer in Höhe von derzeit 19 % an das Finanzamt abführen. Um eine Ungleichbehandlung der 

einzelnen Jagdpächter in Berglen zu vermeiden, wurde bisher für das komplette Gemeindege-

biet – ganz gleich, ob Eigenjagd oder gemeinschaftlicher Jagdbezirk - ein einheitlicher Pacht-

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/743/2021 787.20 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

26.10.2021 öffentlich Entscheidung 
 
 



preis inkl. Umsatzsteuer für Feld bzw. Wald festgelegt. 

Die Jagdpachtverträge der Gemeinde Berglen laufen am 31. März 2022 aus. Die Neuverpach-

tung soll aufgrund einer öffentlichen Ausschreibung erfolgen. Es ist vorgesehen, dass die öf-

fentliche Ausschreibung am 5. November 2021 beginnt und am 2. Dezember 2021 endet. Die 

freihändige Vergabe der Pachtverträge für die Jagdgenossenschaft Berglen und für die Eigen-

jagdbezirke der Gemeinde Berglen könnte in der Sitzung des Gemeinderats am 14. Dezember 

2021 erfolgen.  

 

Die Kriterien für die Auswahl der Bewerber (z.B. Erfahrungen in Jagdbögen/Eigenjagden als 

Pächter bzw. Pächtergemeinschaft, Wohnort usw.) sein. Ein Vorschlag für eine Bewerbermatrix 

wurde mit dem Ältestenrat abgestimmt und wird rechtzeitig nachgereicht. 

 

 

  
 
 

Haushaltsrechtliche Auswirkungen: 

 

 Einnahmen: 

 einmalig:        € 

 laufend:         ca. 15.000,00 €/jährlich;  

 Laufzeit: 6 bzw. 9 Jahre  

 

 

 

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
3. Die Dauer der Jagdpacht wird auf sechs Jahre festgelegt. 

 

4. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung, die öffentliche Ausschreibung der 6 

Jagdbögen (gemeinschaftlicher Jagdbezirk mit Eigenjagden) der Gemeinde Berg-

len vornehmen. 

 

5. Die jährlichen Jagdpachtpreise von derzeit 19,00 € je ha Waldfläche und 1,50 € je 

ha Feldfläche werden nicht erhöht 

 

 
      
 
 
Verteiler:   

 
1 x Ordnungsamt      
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5. Sanierung Gelindquelle Steinach 

 
   

    
Auf die Sitzungsvorlage 747/2021 und die Tischvorlage, die Bestandteil des Protokolls sind, wird 
verwiesen. 
 
Kämmerer Schreiber erläutert nachfolgend den Sachverhalt. 
 
Gemeinderat Walter erkundigt sich, ob die Quellfassung mit Speicherbauwerk noch für die 
Trinkwasserversorgung genutzt wird.  
 
Kämmerer Schreiber teilt hierzu mit, dass die Quelle weiterhin der Trinkwasserversorgung dient. 
Das Speichervolumen des Bauwerks wird jedoch nicht mehr benötigt.  
 
 
Der Gemeinderat fasst den einstimmigen Beschluss: 
 

1. Der Gemeinderat beschließt die Sanierung der Gelindquelle mittels des Einbaus 
eines Quellsammelbehälters in das bestehende Bauwerk.  

2. Der Gemeinderat beschließt die Vergabe der Arbeiten für Herstellung und Liefe-
rung des PE-Quellsammelbehälters zum Angebotsendpreis in Höhe von 16.865,00 
€ netto an die Firma Feil Acquatec aus 87448 Waltenhofen. 

3. Der Gemeinderat ermächtigt den Bürgermeister die weiteren erforderlichen Gewer-
ke an den wirtschaftlichsten Bieter zu vergeben. 

    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei      
 



 
 

 

 
 

Sanierung Gelindquelle Steinach 
 
 
Die Quellfassung mit Speicherbauwerk der Gelindquelle in Steinach ist stark in die Jahre ge-
kommen (Baujahr vermutlich 1902) und dringend sanierungsbedürftig. Das Bauwerk weist Un-
dichtigkeiten, der Bau entspricht nicht mehr dem Stand der Technik und die Zugänge im Au-
ßenbereich durch kippende Böschungssicherungen stark gefährdet. 
 
Die Gelindquelle in Steinach diente früher als Wasserhochbehälter zur Versorgung des Teilor-
tes Steinach. Dementsprechend groß ist das Wasserspeichervolumen mit ca. 47 m³ dimensio-
niert. Seit dem Bau des Hochbehälters Buchs in Steinach ist dieses große Speichervolumen 
nicht mehr notwendig. Aufgrund der Topographie ist ein Abriss des bestehenden Bauwerks 
wirtschaftlich nicht sinnvoll. Es wären enorme Abgrabungen mit anschließenden Hangsiche-
rungsmaßnahmen notwendig. Stattdessen soll das Gebäude an der Decke geöffnet, ein PE-
Quellsammelschacht (PE = Polyethylen-Kunststoff) installiert, das restliche Gebäudevolumen 
verfüllt und anschließend der Zugang zum Quellschacht erneuert werden. 
 
Das Ingenieurbüro Riker+Rebmann rechnet mit Gesamtkosten für diese Maßnahme in Höhe 
von ca. 80.000,00 € netto. 
 
Die Auftragserteilung der Arbeiten erfolgt mittels freihändiger Vergabe, d.h. es werden mindes-
tens drei Unternehmen gezielt zur Abgabe eines Angebots aufgefordert. Die Angebote müssen 
bis zum 19.10.2021 eingereicht werden, die Wertung der Angebote wird dem Gemeinderat als 
Tischvorlage nachgereicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/747/2021 815.51 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

26.10.2021 öffentlich Entscheidung 
 
 



Haushaltsrechtliche Auswirkungen: 

  Einnahmen: 

 einmalig:        € 

 laufend:       €/jährlich;  

 Laufzeit:       Jahre  

 

  Ausgaben: 

 einmalig: ca. 80.000,00 € netto 

 laufend:       €/jährlich;  

 Laufzeit:       Jahre 

 davon Sachkosten:       € 

 davon Personalkosten:       € 

 

  ein entsprechender Haushaltsansatz steht zur Verfügung unter  

  Produktsachkonto: 

 53300000 – 78720000/102;  

 Höhe: 75.000,00 € 

 

  für die den Haushaltsansatz übersteigenden Kosten i.H.v. 5.000,00 € erfolgt 

die Finanzierung über das Produktsachkonto: 
 53300000 – 78720000/003 „Sanierung Wasserleitung Jasminstraße“ 

       

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Der Gemeinderat beschließt die Sanierung der Gelindquelle und die Vergabe der Arbeiten 
an den wirtschaftlichsten Bieter gemäß der Tischvorlage. 
   
 
 
 
 
 
 
 
    
 
 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei      
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6. Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen den Ge-

meinden Rudersberg und Berglen über die technische Betriebsführung 
der Trinkwasserversorgung der Gemeinde Berglen ab dem 01. Januar 
2022 
 
 

   

    
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt die Sitzungsvorlage 742/2021 vor. Die Vorlage ist Be-
standteil des Protokolls.  
 
Der Vorsitzende weist vorab darauf hin, dass es beim Abschluss dieser öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung nicht um die Zusammenlegung der Wasserversorgung mit Rudersberg geht, wie in 
einem Zeitungsartikel der Winnender Zeitung veröffentlicht wurde. Vielmehr geht es um die 
technische Betriebsführung der Wasserversorgung der Gemeinde Berglen durch die Gemein-
dewerke Rudersberg, also um die die Gestellung des Betriebspersonals. 
 
Nachfolgend erläutert Kämmerer Schreiber den Sachverhalt ausführlich und verweist auf die 
vorausgegangenen Beratungen im Gremium und die Vorberatung im Verwaltungs- und Finanz-
ausschuss am 05.10.2021. Vorab wurde die öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit dem Landrat-
samt abgesprochen. Es wurden keine Bedenken geäußert. Nach der Beschlussfassung durch 
den Gemeinderat bedarf die örV abschließend der Genehmigung durch die zuständige Rechts-
aufsichtsbehörde. Die Vereinbarung mit der Gemeinde Rudersberg wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen, da eine langfristige, zielgerichtete Lösung angestrebt wird. Die Gemeinde Ruders-
berg wird das Betriebspersonal entsprechend aufstocken. Die Entgeltberechnung erfolgt anteil-
mäßig in Anlehnung an die Personalbedarfsberechnungen der beiden Gemeinden und beträgt 
für die Gemeinde Berglen 35%. Durch den deutlich höheren Stellenanteil beim öffentlich-
rechtlichen Vertrag ist die Erhöhung des Entgeltes nach Auffassung der Verwaltung gerechtfer-
tigt. In zwei Jahren sollen die jetzt festgestellten Personalanteile nochmals überprüft werden. 
Insbesondere im Bereich der Urlaubsvertretung, bei Krankenvertretungen und bei den Wochen-
enddiensten verspricht sich die Gemeinde Vorteile.  
Kämmerer Schreiber weist darauf hin, dass Unterhaltungsmaßnahmen im Netz die jeweiligen 
Gemeinden selbst tragen.   
Abschließend stellt er fest, dass die Gemeinde Berglen mit der Gemeinde Rudersberg einen 
zuverlässigen Partner gefunden hat. Mit der vorliegenden Vereinbarung wurde eine sachgerech-
te, pragmatische, rechtssichere und damit beiden Seiten dienende Regelung erarbeitet. Sein 
Dank gilt dem konstruktiven Miteinander mit der Gemeinde Rudersberg.  



 
Der Vorsitzende weist darauf hin, dass ein entsprechender Beschluss vom Gemeinderat in Ru-
dersberg bereits gefasst wurde.  
 
Für Gemeinderat Klenk gilt: “Was lange währt, wird endlich gut”. Durch die öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung erwartet er einen verbesserten Service.  
 
Gemeinderätin Dr. Reichart erkundigt sich nach der Regelung bzgl. des Anschluss- und Benut-
zungszwangs in der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung.  
 
Kämmerer Schreiber führt aus, dass die Wasserversorgungssatzung der Gemeinde Berglen 
dem Muster des Gemeindetags Baden-Württemberg entspricht und dies berücksichtigt.  
 
Zur einer weiteren Nachfrage von Gemeinderätin Dr. Reichart teilt Kämmerer Schreiber mit, 
dass die Wasserversorgung Berglen bereits über das Prozessleitsystem verfügt, welches auch 
von Rudersberg eingesetzt wird. Es müssen nur noch die Messdaten vom bisherigen Betreiber 
auf das System von Rudersberg umgeleitet werden.  
  
 
Der Gemeinderat fasst den einstimmigen Beschluss: 
 
Der Gemeinderat ermächtigt die Verwaltung die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen den Gemeinden Rudersberg und Berglen zur technischen Betriebsführung für die 
Wasserversorgung Berglen gemäß der Anlage abzuschließen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei      
 



 
 

 

 
 

Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen den 
Gemeinden Rudersberg und Berglen über die technische 

Betriebsführung der Trinkwasserversorgung der Gemeinde Berglen 
ab dem 01. Januar 2022 

 
 
Da der Betriebsführungsvertrag für die Wasserversorgung Berglen mit der Süwag Grüne Ener-
gien und Wasser AG ursprünglich zum 30.06.2021 endete hat der Gemeinderat in seiner Sit-
zung am 21.07.2020 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, für die Zeit ab 01.07.2021 eine öffentlich-rechtliche Vereinba-
rung (örV) für den Bereich der Wasserversorgung zwischen der Gemeinde Rudersberg und der 
Gemeinde Berglen mit externer Unterstützung zu erarbeiten (Technische Betriebsführung der 
Wasserversorgung der Gemeinde Berglen durch die Gemeindewerke Rudersberg).  
 
Auf die Sitzungsvorlage SV/604/2020 wird verwiesen. 
 
Parallel dazu wurde auch ein entsprechender Beschluss im Gemeinderat Rudersberg gefasst. 
 
Nachdem sich Anfang 2021 abzeichnete, dass der ursprünglich angedachte Zeitpunkt für das 
Inkrafttreten (01.07.2021) nicht gehalten werden kann, konnte sich die Gemeinde Berglen mit 
dem bisherigen Dienstleister (Süwag) darauf verständigen, diesen Vertrag um ein halbes Jahr 
bis zum 31.12.2021 zu verlängern (siehe Vorlage SV/711/2021; GRS 18.05.2021). 
 
Unter Mitwirkung des Büros „Spahn, Uhl, Schöneweiß, Kanzlei für Kommunalentwicklung“ aus 
Freiburg (hälftige Kostentragung zwischen den Gemeinden) wurde die im Anhang beigefügte 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung (örV) nebst den Anlagen 1 bis 3 erarbeitet. Diese örV soll nun 
zum 01.01.2022 in Kraft treten. 
 
Gemäß § 25 Abs. 5 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit bedarf die örV der Ge-
nehmigung durch die zuständige Rechtsaufsichtsbehörde. Daher wurde der Entwurf der örV 
vorab dem Landratsamt Rems-Murr-Kreis zur Prüfung vorgelegt. 
 
Das Landratsamt hat mit E-Mail vom 15.09.2021 mitgeteilt: 
„Aus unserer Sicht bestehen keine Bedenken gegen die geplante öffentlich-rechtlich Vereinba-
rung der Gemeinden Rudersberg und Berglen. Bitte lassen Sie uns die Unterlagen (unter-
schriebene örV, Vorlagen für die Gemeinderatssitzungen, Niederschriften zu den Beschlüssen) 
nach der Beschlussfassung durch die Gemeinderäte zukommen, damit wir die Vereinbarung für 
die Genehmigung final prüfen können.“ 
 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/742/2021 815.81 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

26.10.2021 öffentlich Entscheidung 
 
 



Was inhaltlich hinter der Kooperation zwischen den beiden Gemeinden steckt, geht aus der 
Präambel zur örV hervor: 
 

„Der Eigenbetrieb Wasserwerk Berglen der Gemeinde Berglen hatte für die technische Be-
triebsführung ein externes Dienstleistungsunternehmen beauftragt, dessen Vertrag am 
31.12.2021 endet. Eigenes Personal steht der Gemeinde Berglen für die Durchführung dieser 
Aufgabe nicht in ausreichendem Umfang zur Verfügung. Sie möchte die technische Betriebs-
führung daher zukünftig auf die Gemeinde Rudersberg übertragen, die diese zu übernehmen 
bereit ist. Zur Umsetzung schließen die Vertragsparteien die nachfolgende Vereinbarung.“ 
 
 
Die örV selbst handelt folgende Punkte ab: 
 

§ 1 Übertragung der Durchführung der technischen Betriebsführung 
§ 2 Bestand der öffentlichen Wasserversorgungsanlagen, Umfang der technischen  
      Betriebsführung 
§ 3 Übergabe der Wasserversorgungsanlagen 
§ 4 Betriebsführungspflichten der Gemeinde Rudersberg 
§ 5 Bindung an den Haushalt 
§ 6 Pflichten der Gemeinde Berglen 
§ 7 Personal 
§ 8 Benutzung der gemeindlichen Verkehrsräume 
§ 9 Entgelt für die Betriebsführung 
§ 10 Handeln für die Gemeinde Berglen, Vollmacht, Beauftragung Dritter 
§ 11 Informationspflichten, Zutritts- und Prüfungsrecht der Gemeinde Berglen 
§ 12 Haftung der Vertragsparteien, Verkehrssicherungspflichten 
§ 13 Versicherungen 
§ 14 Höhere Gewalt 
§ 15 Datenschutz, Vertraulichkeit, Nutzung von Kundendaten 
§ 16 Vertragsänderungen, salvatorische Klausel 
§ 17 Übertragung von Rechten und Pflichten 
§ 18 Geltungsdauer der Vereinbarung 
§ 19 Pflichten bei Vertragsbeendigung 
§ 20 Loyalitätsklausel 
§ 21 Vertragsanlagen 
§ 22 Genehmigung, Wirksamwerden 
 
Bezüglich der einzelnen Punkte wird auf die örV im Anhang verwiesen. Einzelne Fragen können 
gerne in der Sitzung beantwortet werden. 
 
 
Einzelanmerkungen zu § 9 (Entgelt für die Betriebsführung), siehe auch Anlage 3 zur örV: 
 

Zentraler Kostenfaktor für die Berechnung des Entgelts sind die Personalkosten für die Was-
sermeister und Monteure. Wenn alle fünf im Stellenplan der Gemeinde Rudersberg enthaltenen 
Stellen ganzjährig in 2022 besetzt sein werden, belaufen sich die Personalkosten auf rund 
360.000,00 €. Bringt man davon die Kostenerstattung des Zweckverbands Wasserversorgung 
Berglen-Wieslauf mit 50.000,00 € in Abzug, verbleiben Personalkosten mit 310.000,00 €.  
Davon trägt die Gemeinde Berglen künftig entsprechend der örV - und in Anlehnung an die 
Personalbedarfsberechnungen der beiden Gemeinden (siehe Erläuterungen in Vorlage 
SV/604/2020 aus der GR-Sitzung vom 21.07.2020) - einen Anteil von 35 %, dies sind ca. 
108.500,00 € (1). 
Zu den Personalausgaben kommen noch ausgewählte Sachkosten (vgl. Anlage 3 zur örV) hin-
zu, an welchen sich die Gemeinde Berglen beteiligen muss. Im Wirtschaftsplan 2021 der Ge-
meinde Rudersberg war hierfür ein Betrag mit 7.000,00 € eingestellt. Auch hiervon trägt die 
Gemeinde Berglen einen Anteil von 35 %, somit ca. 2.500,00 € (2). 
 
Summe aus (1) und (2):   111.000,00 € (3). 
 



Zu diesem Betrag wird noch ein „Gemeinkostenzuschlag“ mit 22,5 % hinzugerechnet, dies sind 
dann weitere rd.       25.000,00 € (4). 
 
In Summe (3) + (4) beträgt das jährliche Entgelt der Gemeinde Berglen an die Gemeinde Ru-
dersberg auf Basis dieser teilweise vorläufigen Beträge in 2022 rd. 136.000,00 € (zzgl. MWSt). 
Unterjährig werden Abschlagszahlungen geleistet. Mit dem jeweiligen Jahresabschluss erfolgt 
entsprechend den tatsächlich entstandenen Kosten eine „Spitzabrechnung“. 
 
Das Betriebsführungsentgelt des Jahres 2021 an die Süwag beläuft sich auf ca. 87.300,00 € 
netto. Da zum fachgerechten Betrieb der Wasserversorgung mehr Personal notwendig ist als 
bisher bereitgestellt, würde sich bei einer Vertragsverlängerung mit dem bisherigen Betriebsfüh-
rer das jährliche Entgelt ebenfalls erhöhen. 
 
Die Erhöhung des Entgeltes um ca. 56 % ist durch die deutliche Erhöhung der Personalstellen-
anteile gerechtfertigt (bisher 0,7 – 1,0 Personalstellen, künftig 1,5 Personalstellen). 
 
Die Gemeinde Rudersberg wird im Frühjahr 2022 die Zeiterfassungssoftware AIDA einführen. 
Die örV sieht in § 10 Absatz 5 vor, dass die Berechnungsgrundlagen für die Entgeltberechnung 
zunächst für den Zeitraum von zwei Jahren ab Inkrafttreten des Vertrages festgeschrieben wer-
den. Danach werden die Vertragsparteien die Kostenverteilung überprüfen und gegebenenfalls 
unter Wahrung der rechtlichen und tatsächlichen Verhältnisse und der wirtschaftlichen Interes-
sen beider Vertragsparteien anpassen. Als Änderung der tatsächlichen Verhältnisse gilt insbe-
sondere eine Erfassung der Zeitansätze für den Personalbedarf in digitaler Form (z.B. mittels 
des Programms AIDA). 
 
 
Zusammenfassung: 
 

Die Verwaltungen beider Gemeinden sind der festen Überzeugung, mit der vorliegenden örV 
und den darin getroffenen Regelungen incl. Entgelttragung eine sachgerechte, pragmatische, 
verlässliche, rechtssichere und damit beiden Seiten dienende Regelung erarbeitet zu haben. 
Den Gemeinderäten beider Kommunen wird vorgeschlagenen, der beiliegenden örV zuzustim-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
Haushaltsrechtliche Auswirkungen: 

  Einnahmen: 

 einmalig:        € 



 laufend:       €/jährlich;  

 Laufzeit:       Jahre  

 

  Ausgaben: 

 einmalig:       € 

 laufend: ca. 136.000,00 €/jährlich netto;  

 Laufzeit: unbegrenzt 

 davon Sachkosten:       € 

 davon Personalkosten: 136.00,000 € netto 

 

  ein entsprechender Haushaltsansatz wird über die Wirtschaftspläne der 

Folgejahre bereitgestellt. 

 

  es stehen keine Haushaltsmittel zur Verfügung, die Finanzierung  
  erfolgt über: 

       

 

 

 

 

 

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Der Gemeinderat ermächtigt die Verwaltung die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen den Gemeinden Rudersberg und Berglen zur technischen Betriebsführung für die 
Wasserversorgung Berglen gemäß der Anlage abzuschließen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei      
 

 











































Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Berglen am 26.10.2021 

 

Anwesend: Bgm. Niederberger und 16 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 17 
Normalzahl: Bgm. Niederberger und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 Frau Gemeinderätin Ulrike Höflich  

 Herr Gemeinderat Volker Tottmann  
 

Unentschuldigt :  
 

 

 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber 
Zuhörer; Presse 
 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
7. Betriebsplan des Gemeindewalds Berglen für das Forstwirtschaftsjahr 

2022 
 

   

    
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt die Sitzungsvorlage 744/2021 vor. Die Vorlage ist Be-
standteil des Protokolls.   
 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig: 
 
Dem Betriebsplan des Landratsamtes Rems-Murr-Kreis für das Forstwirtschaftsjahr 2022 
wird zugestimmt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei      
 



 
 

 

 
 

Betriebsplan des Gemeindewalds Berglen für das 
Forstwirtschaftsjahr 2022 

 
Nach § 51 Absatz 1 Landeswaldgesetz ist von der unteren Forstbehörde jährlich ein Betriebs-
plan für den Kommunalwald aufzustellen.  
 
Der Geschäftsbereich Forst des Landratsamtes hat daher mit Schreiben vom 20.09.2021 der 
Gemeinde Berglen den Betriebsplan des Gemeindewaldes für das kommende Forstwirtschafts-
jahr 2022 vorgelegt (siehe Anlage), um die Beschlussfassung hierüber gemäß § 51 Absatz 2 
des Landeswaldgesetzes herbeizuführen. 
 
Die Summe der Erträge im Forstwirtschaftsjahr 2022 wird mit 325.418,55 € veranschlagt. Die 
voraussichtlichen Aufwendungen belaufen sich auf 237.300,00 €. 
 

  
 
Haushaltsrechtliche Auswirkungen: 

  Einnahmen: 

 einmalig:        € 

 laufend: 325.418,55 €/jährlich;  

 Laufzeit:      ein Jahr 

 

  Ausgaben: 

 einmalig:       € 

 laufend: 237.300,00 €/jährlich;  

 Laufzeit:      ein Jahr 

 davon Sachkosten: 196.300,00 € 

 davon Personalkosten:   41.000,00 € 

 

  die entsprechenden Haushaltsansätze werden im Haushaltsplan 2022 ver-

anschlagt. 

 

  es stehen keine Haushaltsmittel zur Verfügung, die Finanzierung  
  erfolgt über: 

 

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Dem Betriebsplan des Landratsamtes Rems-Murr-Kreis für das Forstwirtschaftsjahr 2022 
wird zugestimmt. 
 
 
 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei      
 

 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/744/2021 855.11 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

26.10.2021 öffentlich Entscheidung 
 
 

















Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Berglen am 26.10.2021 

 

Anwesend: Bgm. Niederberger und 16 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 17 
Normalzahl: Bgm. Niederberger und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 Frau Gemeinderätin Ulrike Höflich  

 Herr Gemeinderat Volker Tottmann  
 

Unentschuldigt :  
 

 

 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber 
Zuhörer; Presse 
 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
8. Vergabe der Jahrestiefbauarbeiten 2022 und 2023 

 
   

    
Auf die Sitzungsvorlage 745/2021, die Bestandteil des Protokolls ist, wird verwiesen.  
 
Kämmerer Schreiber erläutert nachfolgend den Sachverhalt.   
 
 
Der Gemeinderat fasst den einstimmigen Beschluss: 
 
Die Vergabe der Jahrestiefbauarbeiten für die Jahre 2022 und 2023 erfolgt auf der Grund-
lage des Ausschreibungsergebnisses aus dem Jahr 2020 zum Angebotspreis von 
105.652,84 € brutto einschließlich 19% gesetzlicher Mehrwertsteuer. Das bisherige Ver-
tragsverhältnis mit der Firma Jürgen Nägele GmbH aus Winnenden wird um zwei Jahre 
verlängert.  
     
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Bauamt  
 



 
 

 

 
 

Vergabe der Jahrestiefbauarbeiten 2022 und 2023 
 
Im Februar 2020 wurde die Firma Jürgen Nägele GmbH aus Winnenden auf Grundlage einer 

beschränkten Ausschreibung (drei Bieter) als wirtschaftlichstes Unternehmen mit den Jahres-

tiefbauarbeiten in der Gemeinde Berglen für die Jahre 2020 und 2021 beauftragt. Das damalige 

Auftragsvolumen betrug 105.652,84 € brutto. 

 

Im aktuellen Vertrag wurde die Option zur Verlängerung des bestehenden Vertrags bis Ende 

2022 ohne Preissteigerung vereinbart. Aufgrund der guten Erfahrungen mit der Firma Nägele 

und der erlangten Ortskenntnisse wurde Herr Nägele von der Verwaltung gebeten zu prüfen, ob 

auch er Interesse an der Fortführung des Vertragsverhältnisses hat. Mit Schreiben vom 

10.09.2021 bekundete die Firma Jürgen Nägele GmbH ihr weiteres Interesse. Sie hat zudem 

angeboten, den Vertrag zu den gleichen Konditionen auch im Jahr 2023 fortzuführen. 

 

Dem Statistischen Bundesamt zu Folge haben sich die Preise im Straßenbau in den Jahren von 

2017 bis 2020 um 15,7% erhöht, im Tiefbau um 15,1%. Aufgrund der aktuellen Situation im 

Baugewerbe ist davon auszugehen, dass die Preissteigerung in 2021 und auch in 2022 pro 

Jahr deutlich höher sein wird. Die Verwaltung schlägt vor diesem Hintergrund vor, das Angebot 

anzunehmen, da eine Ausschreibung der Arbeiten im kommenden Jahr höhere Preise zur Fol-

ge haben wird.  

Die einzelnen Arbeiten sind in einem Leistungsverzeichnis aus dem Jahr 2020 festgelegt. 

     

  
 
Haushaltsrechtliche Auswirkungen: 

  Einnahmen: 

 einmalig:        € 

 laufend:       €/jährlich;  

 Laufzeit:       Jahre  

 

  Ausgaben: 

 einmalig:  

 laufend: 105.652,84 €/jährlich;  

 Laufzeit:       Jahre 

 davon Sachkosten: 105.652,84 € 

 davon Personalkosten:       € 

  

 

  ein entsprechender Haushaltsansatz wird über die Haushaltspläne 2022 

und 2023 bereitgestellt.  

 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/745/2021 656.21 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

26.10.2021 öffentlich Entscheidung 
 
 



 

 

 

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Die Vergabe der Jahrestiefbauarbeiten für die Jahre 2022 und 2023 erfolgt auf der Grund-

lage des Ausschreibungsergebnisses aus dem Jahr 2020 zum Angebotspreis von 

105.652,84 € brutto einschließlich 19% gesetzlicher Mehrwertsteuer. Das bisherige Ver-

tragsverhältnis mit der Firma Jürgen Nägele GmbH aus Winnenden wird um zwei Jahre 

verlängert.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
     
 
 
Verteiler:   

 
1 x Bauamt  
 

 





Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Berglen am 26.10.2021 

 

Anwesend: Bgm. Niederberger und 16 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 17 
Normalzahl: Bgm. Niederberger und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 Frau Gemeinderätin Ulrike Höflich  

 Herr Gemeinderat Volker Tottmann  
 

Unentschuldigt :  
 

 

 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber 
Zuhörer; Presse 
 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
9. Ausschreibung von Kopier- und Drucksystemen, hier: Vergabe 

 
   

    
Hierzu liegt die Sitzungsvorlage 746/2021 vor. Die Vorlage ist Bestandteil des Protokolls.   
 
 
Der Gemeinderat fasst den einstimmigen Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Vergabe der Leistungen für Druck- und Kopiersysteme 
mit einer Vertragslaufzeit von 60 Monaten an die Office Products Zeitler GmbH, Hans-
Böckler-Straße 17 in 73230 Kirchheim zum Gesamtpreis in Höhe von 74.830,06 € brutto. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei 
  1 x EDV      
 



 
 

 

 
 

Ausschreibung von Kopier- und Drucksystemen, hier: Vergabe 
 
 

In der Sitzung des Gemeinderats am 20.04.2021 wurde die Verwaltung dazu ermächtigt, die 

Ausschreibung von Kopier- und Drucksystemen zu veranlassen, da der Vertrag der Gemeinde 

Berglen mit dem seitherigen Dienstleister für Kopier- und Drucksysteme zum 30.11.2021 endet. 

Auf die GR-Vorlage SV/696/2021 wird verwiesen. 

 

Die Leistungen wurden mit Unterstützung der beauftragen Firma officeoptimizer GmbH aus Un-

tergruppenbach ausgeschrieben. 

 

Nach der Angebotsphase und der ersten Auswertung wurden die drei wirtschaftlichsten Anbie-

ter aufgefordert, im Rahmen einer Teststellung ihre Geräte der Verwaltung für eine Woche zur 

Verfügung zu stellen. Die Erfahrungen bzw. Bewertungen dieser Teststellung sind ebenfalls in 

die endgültige Auswertung der Angebote eingeflossen. 

 

Der ausführliche Vergabevermerk mit Bewertungskriterien und Bewertungsmatrix ist als Anlage 

1 beigefügt.  

 

  
 
Haushaltsrechtliche Auswirkungen: 

  Einnahmen: 

 einmalig:        € 

 laufend:       €/jährlich;  

 Laufzeit:       Jahre  

 

  Ausgaben: 

 einmalig:       € 

 laufend: 14.966,04 €/jährlich;  

 Laufzeit: 5 Jahre 

 davon Sachkosten: 14.966,04 € 

 davon Personalkosten:       € 

 

  ein entsprechender Haushaltsansatz steht bei den verschiedenen  

Produkten unter dem Sachkonto 44310000 zur Verfügung. 

 

  es stehen keine Haushaltsmittel zur Verfügung, die Finanzierung  
  erfolgt über: 

       

 

 

 

 

 

 

 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/746/2021 046 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

26.10.2021 öffentlich Entscheidung 
 
 



 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 

Der Gemeinderat beschließt die Vergabe der Leistungen für Druck- und Kopier-
systeme mit einer Vertragslaufzeit von 60 Monaten an die Office Products Zeitler 
GmbH, Hans-Böckler-Straße 17 in 73230 Kirchheim zum Gesamtpreis in Höhe von 
74.830,06 € brutto. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei 
1 x EDV      
 

 











































Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Berglen am 26.10.2021 

 

Anwesend: Bgm. Niederberger und 16 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 17 
Normalzahl: Bgm. Niederberger und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 Frau Gemeinderätin Ulrike Höflich  

 Herr Gemeinderat Volker Tottmann  
 

Unentschuldigt :  
 

 

 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber 
Zuhörer; Presse 
 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
10. Neufestsetzung des kalkulatorischen Zinssatzes 

 
   

    
Auf die Sitzungsvorlage 748/2021, die Bestandteil des Protokolls ist, wird verwiesen.  
 
Nachfolgend erläutert Kämmerer Schreiber den Sachverhalt ausführlich.  
 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig: 
 
Der kalkulatorische Zinssatz wird ab dem Haushaltsjahr 2021 auf 3,00 % festgesetzt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei      
 



 
 

 

 
 

Neufestsetzung des kalkulatorischen Zinssatzes 
 
Für kostenrechnende Einrichtungen wie z.B. die Abwasserentsorgung sehen die gesetzlichen 

Grundlagen eine angemessene Verzinsung des Anlagekapitals vor. In § 14 des Kommunalab-

gabengesetzes von Baden-Württemberg (KAG) findet sich die gebührenrechtliche Rechtsgrund-

lage für die kalkulatorische Verzinsung. Demnach gehört die angemessene kalkulatorische Ver-

zinsung des Anlagekapitals zu den ansatzfähigen Kosten (Gesamtkosten) der Einrichtung und 

fließt somit direkt in eine Gebührenkalkulation mit ein. 

 

Die kalkulatorische Verzinsung hat ihre Begründung darin, dass das in den Anlagegütern ge-

bundene Eigen- und/oder Fremdkapital keiner anderen Verwendung zugeführt werden kann. 

Fremdkapitalzinsen und der entgangene Gewinn aus einer alternativen Anlagemöglichkeit (Op-

portunitätskosten) werden als kalkulatorische Verzinsung angesetzt.  

 

Für die Gemeinde Berglen beträgt der Zinssatz für die Verzinsung des Anlagekapitals derzeit 

4,00%. Im Prüfungsbericht vom 01.12.2020 der Gemeindeprüfungsanstalt Baden-Württemberg 

für die Gemeinde Berglen wurde angemerkt, dass die Angemessenheit des Zinssatzes in Anbe-

tracht der in den vergangenen Jahren deutlich rückläufigen Entwicklung der Zinshöhe am Kapi-

talmarkt eine Überprüfung des kalkulatorischen Zinssatzes notwendig erscheinen lässt. 

 

Die Bestimmung eines angemessenen Zinssatzes gem. § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 KAG liegt 

grundsätzlich im Ermessen der jeweiligen Kommune. Als „angemessen“ ist in der Regel ein 

Mischzinssatz anzusehen, der sich aus Eigen- und Fremdzinsen nach dem durchschnittlichen 

Verhältnis der Eigen- und Fremdfinanzierung ergibt (VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 

27.10.1983 – 2 S 199/80). 

 

Bei der Festlegung des Zinssatzes ist es aus Gründen einer möglichst langfristig kalkulierbaren 

Gebührenbelastung gerechtfertigt als Zinssatz einen langfristigen Mittelwert zu wählen, dem die 

Zinsentwicklung über einen zurückliegenden mehrjährigen Zeitraum zu Grunde gelegt ist. Ein 

solch langfristiger Mittelwert macht die ständige Anpassung der Anlagekapitalverzinsung für 

einen entsprechenden künftigen Zeitraum so lange entbehrlich, wie der vor diesem Zeitraum 

sich ergebende durchschnittliche Zinssatz von dem bisher ermittelten nicht wesentlich abweicht. 

Eine gesetzlich bindende Vorschrift, wie dieser Zinssatz im Einzelfall zu berechnen ist, gibt es 

nicht. 

 

Im Hinblick auf eine kontinuierliche Gebührenkalkulation sollen durchschnittliche Werte über 

einen Beobachtungszeitraum von mehreren Jahren berücksichtigt werden. 

  

Eine Verletzung des Ermessensspielraums liegt erst vor, wenn bei der Bemessung des Zinssat-

zes eine erhebliche Abweichung des mehrjährigen Durchschnitts der Sollzinsen vorliegt (Vgl. 

VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 26.09.1996, Az. 2 S 3310/94). 

 

Zur Bestimmung des Eigen- und Fremdkapitalverhältnisses soll für die Gemeinde Berglen dabei 

der Durchschnitt der vergangenen 20 Jahre zu Grunde gelegt werden, da in der Regel alle Dar-

lehen der Gemeinde Berglen bzw. des Wasserwerks mit einer 20-jährigen Zinsbindung mit 
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Volltilgung abgeschlossen wurden. 

 

Der Sollzinssatz für das Eigenkapital soll aus den Daten der Deutschen Bundesbank für Um-

laufsrenditen inländischer Inhaberschuldverschreibungen (Insgesamt/Monatswerte; 

https://www.bundesbank.de/dynamic/action/de/statistiken/zeitreihen-datenbanken/zeitreihen-

datenbank/759778/759778?listId=www_skms_it01 ) gebildet werden. 

 

Für die Verzinsung des Fremdkapitalanteils soll als Grundlage die langjährige Zinsentwicklung 

ebenfalls  aus den Daten der Deutschen Bundesbank für die Effektivzinssätze Banken (Bestän-

de/Kredite an nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften, Urspungslaufzeit über 5 Jahre, 

(https://www.bundesbank.de/dynamic/action/de/statistiken/zeitreihen-datenbanken/zeitreihen-

datenbank/759778/759778?listId=www_s510_bk2 ) herangezogen werden. 

Jahr

Durchschnittliche 

Verzinsung des 

Fremdkapitals

20 Jahre 

Durchschnitt

Durchschnittliche Verzinsung der 

Eigenmittel (Umlaufrendite 

inländischer Schuldverschreibungen)

20 Jahre 

Durchschnitt

20-jähriger 

Mischzinssatz

1999 5,78% 4,32%

2000 6,90% 5,41%

2001 6,47% 4,79%

2002 6,32% 4,66%

2003 5,44% 3,74%

2004 5,24% 3,68%

2005 5,04% 3,14%

2006 4,90% 3,76%

2007 5,05% 4,30%

2008 5,19% 4,19%

2009 4,31% 3,22%

2010 3,93% 2,52%

2011 3,97% 2,55%

2012 3,68% 1,38%

2013 3,35% 1,35%

2014 3,18% 1,03%

2015 2,88% 0,46%

2016 2,59% 0,11%

2017 2,32% 0,28%

2018 2,13% 0,43%

2019 1,97% 4,24% -0,05% 2,55% 3,40%

2020 1,80% 3,99% -0,19% 2,27% 3,13%  
 
Es wird vorgeschlagen, die Verzinsung des Fremdkapitals sowie des Eigenkapitals je gleich mit 
jeweils 50% zu werten. Die durchschnittliche Verzinsung für das Fremdkapital der Jahre 2001 
bis 2020 beläuft sich 3,99% und für das Eigenkapital auf 2,27%. Dies ergibt einen Mischzins-
satz als Grundlage für die Veranschlagung von kalkulatorischen Zinsen in Höhe von 3,13%. Da 
beide Zeitreihen eine sinkende Tendenz aufweisen wird vorgeschlagen den kalkulatorischen 
Zinssatz auf 3,00% festzusetzen. 
 
 
 
 
     

  
 
Haushaltsrechtliche Auswirkungen: 

Durch den Beschluss über die Höhe der kalkulatorischen Kosten entstehen keine unmittelbaren 

haushaltsrechtliche Auswirkungen.  

https://www.bundesbank.de/dynamic/action/de/statistiken/zeitreihen-datenbanken/zeitreihen-datenbank/759778/759778?listId=www_skms_it01
https://www.bundesbank.de/dynamic/action/de/statistiken/zeitreihen-datenbanken/zeitreihen-datenbank/759778/759778?listId=www_skms_it01
https://www.bundesbank.de/dynamic/action/de/statistiken/zeitreihen-datenbanken/zeitreihen-datenbank/759778/759778?listId=www_s510_bk2
https://www.bundesbank.de/dynamic/action/de/statistiken/zeitreihen-datenbanken/zeitreihen-datenbank/759778/759778?listId=www_s510_bk2


 

 

 

 

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Der kalkulatorische Zinssatz wird ab dem Haushaltsjahr 2021 auf 3,00 % festgesetzt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei      
 

 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Berglen am 26.10.2021 

 

Anwesend: Bgm. Niederberger und 16 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 17 
Normalzahl: Bgm. Niederberger und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 Frau Gemeinderätin Ulrike Höflich  

 Herr Gemeinderat Volker Tottmann  
 

Unentschuldigt :  
 

 

 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber 
Zuhörer; Presse 
 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
11. Sitzungstermine und allgemeine Termine des Gemeinderats und seiner 

Ausschüsse für das Jahr 2022 
 

   

    
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt die Sitzungsvorlage 741/2021, die Bestandteil des Proto-
kolls ist, vor.   
 
 
Der Gemeinderat nimmt von der Terminplanung zustimmend Kenntnis.  
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Bürgermeister 
  2 x Vorzimmer 
  2 x Kämmerei 
  3 x Bauamt  
  3 x Hauptamt     
 



 
 

 

 
 

Sitzungstermine und allgemeine Termine des Gemeinderats und 
seiner Ausschüsse für das Jahr 2022 

 
Nachfolgend sind die restlichen Termine des Gemeinderates für das Jahr 2021 sowie die im 

kommenden Jahr geplanten Sitzungen aufgeführt. Während den in Baden-Württemberg fest-

gelegten allgemeinen Schulferien findet turnusmäßig keine Sitzung statt. Im Einzelfall kann dies 

jedoch notwendig werden. 

 

2021 

KW Datum Gremium bzw. Veranstaltung 

43 26.10.2021 Gemeinderat 

45 14.11.2021 
Gemeinde-Gedenkfeier auf dem Friedhof in Steinach  
(Volkstrauertag) 

46 16.11.2021 Gemeinderat 

46 21.11.2021 Totensonntag, Gedenkfeier auf dem Friedhof in Rettersburg 

47 23.11.2021 Bau- und Umweltausschuss 

49 07.12.2021 Verwaltungs- und Finanzausschuss 

50 14.12.2021 Gemeinderat 

52 24.12.2021 
Voraussichtlich: Weihnachtslieder mit dem Musikverein Weißbuch e.V. und der Harmonie 
Oppelsbohm e.V. sowie Ansprache Bürgermeister gegen 16.00 Uhr beim Rathaus Oppels-
bohm 

 

2022 

KW Datum Gremium bzw. Veranstaltung 

04 25.01.2022 Verwaltungs- und Finanzausschuss 

05 02.02.2022 Ältestenrat 

06 08.02.2022 Gemeinderat  

07 15.02.2022 Bau- und Umweltausschuss 

10 08.03.2022 Gemeinderat 

14 06.04.2022 Ältestenrat 

2022 

KW Datum Gremium bzw. Veranstaltung 
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15 12.04.2022 Gemeinderat 

18 03.05.2022 Bau- und Umweltausschuss 

20 17.05.2022 Gemeinderat 

25 21.06.2022 Gemeinderat  

27 05.07.2022 Verwaltungs- und Finanzausschuss 

28 12.07.2022 Bau- und Umweltausschuss 

28 13.07.2022 Ältestenrat 

29 19.07.2022 Gemeinderat 

38 20.09.2022 Bau- und Umweltausschuss 

38 21.09.2022 Ältestenrat 

39 27.09.2022 Gemeinderat 

43 25.10.2022 Gemeinderat 

45 13.11.2022 
Gemeinde-Gedenkfeier auf dem Friedhof in Rettersburg  
(Volkstrauertag) 

46 20.11.2022 Totensonntag, Gedenkfeier auf dem Friedhof in Bretzenacker 

47 22.11.2022 Bau- und Umweltausschuss 

48 29.11.2022 Gemeinderat 

50 14.12.2022 Ältestenrat 

51 20.12.2022 Gemeinderat  

52 24.12.2022 
Weihnachtslieder mit dem Musikverein Weißbuch e.V. und der Harmonie Oppelsbohm e.V. 
sowie Ansprache Bürgermeister gegen 16.00 Uhr beim Rathaus Oppelsbohm 

 
 
- Änderungen bleiben vorbehalten – 
 
Die Sitzungen beginnen jeweils um 19.00 Uhr.  

  
 
Haushaltsrechtliche Auswirkungen: 

KEINE 
 

 

 

 



B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 
 
Der Gemeinderat nimmt von der Terminplanung zustimmend Kenntnis.  
 
      
 
 
Verteiler:   

 
1 x Bürgermeister 
2 x Vorzimmer 
2 x Kämmerei 
3 x Bauamt  
3 x Hauptamt     
 

 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Berglen am 26.10.2021 

 

Anwesend: Bgm. Niederberger und 16 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 17 
Normalzahl: Bgm. Niederberger und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 Frau Gemeinderätin Ulrike Höflich  

 Herr Gemeinderat Volker Tottmann  
 

Unentschuldigt :  
 

 

 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber 
Zuhörer; Presse 
 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 
 
 
 
12. Anpassung der Realsteuer-Hebesätze für die Grundsteuer A, Grundsteuer 

B sowie die Gewerbesteuer 
 

   

    
Auf die Sitzungsvorlage 740/2021 wird verwiesen. Die Vorlage ist Bestandteil des Protokolls.  
 
Der Vorsitzende leitet in die Thematik ein und informiert über die Beratungen in der Bürgermeis-
ter-Kreisversammlung. Sämtliche Kommunen im Kreis werden ihre Steuerhebesätze in den 
nächsten zwei bis drei Jahren anheben. 
Alleine um die Personalkostensteigerung vom Jahr 2021 zum Jahr 2022 zu kompensieren, 
müssten alle drei Hebesätze um 50 v.H. auf 400 v.H. erhöht werden. In der mittelfristigen Fi-
nanzplanung für die Jahre 2022 bis 2024 wurden bereits Realsteuerhebesatzanpassungen in 
Höhe von 50 v.H. berücksichtigt. Zu bedenken gilt auch, dass bei einer Beibehaltung der He-
besätze die künftige Fördermittelakquise gefährdet bzw. erschwert wird, wie man bei der Ableh-
nung der Investitionshilfe für die neue Kita im Baugebiet Hanfäcker gesehen hat. Die Hebesätze 
müssen entsprechend angehoben werden. Der Verwaltungs- und Finanzausschuss ist zu der 
Auffassung gelangt, dass eine stufenweise Erhöhung der Hebesätze Grundsteuer A und B so-
wie der Gewerbesteuer durchgeführt werden sollte. Zum 01.01.2022 soll eine Erhöhung um 30 
v.H. und zum 01.01.2023 eine weitere Erhöhung um 20 v.H. erfolgen. Ab 2025 greift die Grund-
steuerreform. Eine Erhöhung soll daher nicht im direkten zeitlichen Zusammenhang zur Grund-
steuerreform stehen, da sie von den Bürgern sonst als Erhöhung durch die Hintertüre verstan-
den werden könnte.  
 
Gemeinderat Klenk spricht sich ebenfalls für eine zweistufige Erhöhung aus. Die Begründung für 
die Ablehnung des Förderantrags ist für ihn jedoch nicht nachvollziehbar. Wie die Gegenüber-
stellung der Gemeinde Leutenbach zeigt, liegt Berglen mit ihren Hebesätzen durchaus im Mittel-
bereich.  
 
Kämmerer Schreiber weist darauf hin, dass das Regierungspräsidium bei der Bewilligung von 
Förderungen Kommunen aus dem gesamten Regierungsbezirk Stuttgart miteinander vergleicht. 
Berglen rangiert, mit Ausnahme des Hebesatzes der Grundsteuer A unterhalb des Mittelwertes, 
wobei die Höhe der Hebesätze der einzelnen Kommunen maßgeblich von deren Steuerkraft, 
insbesondere vom Gewerbesteueraufkommen am Ort abhängt. Im Rems-Murr-Kreis zählt Berg-
len eher zu den schwachen Gemeinden.  
 
Bürgermeister Niederberger betont, dass man bei der Entscheidung auch den Zeitraum der letz-



ten Erhöhung beachten sollte. So wurde die Gewerbesteuer letztmals im Jahr 2005, die Grund-
steuer A und B im Jahr 2011 erhöht.  
 
Gemeinderat Scherhaufer ist ebenfalls der Auffassung, dass kein Weg an der Erhöhung vorbei-
geht. Dennoch sollte mit Bedacht erhöht werden.  
 
Gemeinderätin Dr. Reichart ist der Meinung, dass zwischen den beiden Steuerarten differenziert 
werden sollte, da diese verschiedene Grundlagen haben. Die Gewerbesteuer basiert auf dem 
Gewinn eines Unternehmens. Die Grundsteuer hingegen ist immer an das Objekt gebunden, 
d.h. es wird auch auf die Mieter umgelegt. Im Sinne des bezahlbaren Wohnraums plädiert sie 
dafür, die Grundsteuer zum 01.01.2022 lediglich um 30 v.H. zu erhöhen, die Gewerbesteuer 
dagegen um 50 v.H.  
 
Der Vorsitzende kann diesen Vorschlag nachvollziehen. Er sieht die notwendigen Hebesatzer-
höhungen jedoch im Zusammenhang mit dem Haushalt der Gemeinde, dessen Aufwendungen 
ständig steigen. Eine gewisse Infrastruktur kommt allen Einwohnern zugute. Im Sinne der Soli-
darität sollte der beantragten Erhöhung zugestimmt werden.  
 
Gemeinderätin Dr. Reichart gibt zu bedenken, dass eine Erhöhung der drei Hebesätze von je-
weils 50 v.H. lediglich Mehreinnahmen von 350.000 € bedeuten. Dies wird die strukturelle Prob-
lematik der Gemeinde nicht lösen. 
 
Gemeinderat Scherhaufer schlägt vor, jetzt nur über die Erhöhung zum 01.01.2022 abzustim-
men und dann im Jahr 2023 flexibel zu entscheiden. 
 
Auch Gemeinderätin Aigner spricht sich für die Vertagung der Hebesatzerhöhungen zum 
01.01.2023 aus und plädiert dafür, im Jahr 2023 dann situationsgerecht zu entscheiden. 
 
Der Vorsitzende betont, dass klar ist, dass zum 01.01.2022 eine Erhöhung der Hebesätze um 30 
v.H. kommen muss. Für ihn ist die weitere Erhöhung um 20 v.H. zum 01.01.2023 das Minimum. 
Eventuell könnte auch noch eine größere Erhöhung vorgenommen werden. 
 
Gemeinderat Kraus sieht dies genauso. 
 
Gemeinderat Haller ist der Auffassung, dass es nichts bringt, die Entscheidungen auf Erhöhung 
der Hebesätze zu verschieben, da die Investitionen kommen werden. Er würde daher den Be-
schlussantrag der Gemeindeverwaltung unterstützen. 
 
Gemeinderat Klenk ist ebenfalls der Meinung, dass man die Entscheidung nicht vor sich her-
schieben sollte. Klar ist für ihn, dass eine Erhöhung der Hebesätze notwendig ist.  
 
Gemeinderätin Dr. Reichart schlägt vor, die Gewerbesteuer zum 01.01.2022 sofort um 50 v.H. 
auf 400 v.H. zu erhöhen und die nicht einkommens- und nicht konjunkturabhängige Grundsteuer 
A und B um 30 v.H. auf 380 v.H. zu erhöhen.  
  
 
Nachfolgend wird über den weitergehenden Vorschlag von Gemeinderätin Dr. Reichart 
abgestimmt: 
 
Mit zehn Ja-Stimmen, sechs Nein-Stimmen und einer Enthaltung fasst der Gemeinderat 
folgenden Beschluss: 
 

1. Der Gemeinderat beschließt die Erhöhung der Realsteuerhebesätze der Grund-
steuer A und Grundsteuer B um jeweils 30 v.H. von 350 v.H. auf 380 v.H. zum 
01.01.2022. 
 

2. Der Gemeinderat beschließt die Erhöhung des Realsteuerhebesatzes der Gewer-



besteuer um 50 v.H. von 350 v.H. auf 400 v.H. zum 01.01.2022. 
   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei      
 



 
 

 

 
 

Anpassung der Realsteuer-Hebesätze für die Grundsteuer A, 
Grundsteuer B sowie die Gewerbesteuer 

 
 
Die Hebesätze für die Grundsteuer A (Agrarflächen) und B (bebaute Flächen) betragen seit 
dem 01.01.2011 350 vom Hundert (v.H.); der Hebesatz für die Gewerbesteuer beträgt seit dem 
01.01.2005 ebenfalls 350 v.H. 
 
Bereits im Vorbericht zum Haushaltsplan 2020 hat die Verwaltung darauf hingewiesen, dass die 
Höhe der Steuerhebesätze mittelfristig überprüft und gegebenenfalls angepasst werden muss. 
Im Rahmen der Genehmigung des Haushaltsplans 2020 schrieb die Rechtsaufsichtsbehörde: 
„Die Verbesserung der Ertragslage muss Ziel der Gemeinde sein…Im Hinblick auf die Einnah-
menseite sind u.a. die Kostendeckungsgrade der öffentlichen Einrichtungen und auch die He-
besätze der Realsteuern regelmäßig zu überprüfen und ggf. anzupassen.“  
 
Im Vorbericht zum Haushaltsjahr 2021 wurde die Notwendigkeit der Hebesatzanpassungen 
nochmals unterstrichen: „Eine Anpassung der Hebesätze für die Grund- und Gewerbesteuer 
kann nicht länger hinausgeschoben werden und sollte zeitnah erfolgen.“, was von dem Landrat-
samt wie folgt kommentiert wurde „Die auf Seite 33 und 34 im Vorbericht genannten Maßnah-
men gehen in die richtige Richtung und sollten konsequent verfolgt werden.“ 
 
Um Planungssicherheit für den Haushaltsplan 2022 zu haben soll bereits jetzt und nicht erst im 
Rahmen der Haushaltsberatungen ein Beschluss über die Anpassung der Realsteuerhebesätze 
gefasst werden. Auch steigt die Akzeptanz bei der Bürgerschaft, wenn rechtzeitig im Voraus 
über eine Anpassung der Hebesätze berichtet werden kann. Im Falle einer Anpassung der He-
besätze müssen zudem sämtliche Grundsteuerbescheide neu versandt werden, hierfür benötigt 
die Verwaltung entsprechenden Vorlauf. 
 
Der Haushaltsplan 2021 weist in der mittelfristigen Finanzplanung für die Jahre 2022 – 2024 im 
Gesamtergebnishaushalt ein ordentliches Ergebnis von -1.835.500,00 €, -779.500,00 € und -
453.800,00 € aus. Die Gemeinde Berglen muss dringend ihre laufenden Aufwendungen auf den 
Prüfstand stellen, aber auch Ihre Ertragssituation optimieren. Die meisten Gebühren für die ver-
schiedenen Leistungen der Gemeinde werden in drei- bis fünfjährigen Intervallen, einige sogar 
jährlich den Entwicklungen angepasst. Auf die Landeszuweisungen hat die Gemeinde keinen 
direkten Einfluss. Um die laufenden Aufwendungen künftig noch decken zu können, müssen 
auch die Realsteuerhebesätze nach elf, bzw. 17 Jahren angepasst werden. Für weitere Erläute-
rungen wird auf den Vorbericht zum Haushaltsplan 2021, insbesondere auf die Seiten 32 bis 34 
(siehe Anlage), sowie auf die Beratungen zum Haushaltsplan 2021 verwiesen. 
 
Die Gemeinde Leutenbach führt jährlich eine Erhebung der Realsteuerhebesätze aller Kommu-
nen im Rems-Murr-Kreis durch (siehe Anlage). Wie ersichtlich rangiert Berglen, mit Ausnahme 
des Hebesatzes der Grundsteuer A unterhalb des Mittelwertes, wobei die Höhe der Hebesätze 
der einzelnen Kommunen maßgeblich von deren Steuerkraft (insbesondere Gewerbesteuerauf-
kommen am Ort) abhängt. Berglen ist bezogen auf seine Einwohnerzahl eine steuerschwache 
Kommune. 
 
Ab 2025 greift die Grundsteuerreform in Baden-Württemberg. Von der Politik und in den Medien 
wird stets die Aufkommensneutralität dieser Reform hervorgehoben. Dies bedeutet, dass das 
Gesamtaufkommen der Grundsteuer innerhalb der einzelnen Kommunen gleich hoch bleiben 
soll, jedoch wird es für den einzelnen Steuerzahler sehr wohl zu teilweise nicht unerheblichen 
Verschiebungen kommen. Eine Erhöhung der Hebesätze im direkten zeitlichen Zusammenhang 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/740/2021 96 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

26.10.2021 öffentlich Entscheidung 
 
 



zur Grundsteuerreform wird von den Bürgern als Erhöhung „durch die Hintertüre“ verstanden 
werden und die Glaubwürdigkeit der Gemeinde schädigen. Auch aus Transparenzgründen ist 
daher eine zeitnahe Anpassung der Hebesätze empfehlenswert. 
 
Bereits im Jahr 2020 wurde im Rahmen der Haushaltsplanerstellung intern die Höhe der He-
besätze diskutiert. Aufgrund der Corona-Pandemie und deren nicht abschätzbaren wirtschaftli-
chen Folgen wurden die Überlegungen jedoch verworfen. Nach 1,5 Jahren Pandemie sind die 
befürchteten wirtschaftlichen Folgen jedoch weitestgehend ausgeblieben. Die Arbeitslosigkeit 
ist nicht rasant gestiegen und auch die Firmeninsolvenzwelle kam nicht. Durch das Eingreifen 
des Staates (Kurzarbeitergeld, zinsfreie Steuerstundungen, Aussetzen der Insolvenzordnung, 
kostenfreie Bürgertests, …usw.) konnten die schlimmsten Folgen für die Wirtschaft und privaten 
Haushalte abgefangen werden. Der IWF (internationale Währungsfond) rechnet für Deutsch-
land mit einem Wirtschaftswachstum in Höhe von 3,6 % im Jahr 2021 und 4,1 % im Jahr 2022 
(Stand 27.07.2021). Das ifo-Institut geht für das Jahr 2022 sogar von einem Wirtschaftswachs-
tum in Höhe von 5,1 % aus (Stand 22.09.2021). 
 
Die aktuellen Zahlen des kommunalen Finanzausgleichs (Anteil Einkommensteuer, Umsatz-
steuer, Zuweisungen Kinder- und Kleinkindbetreuung, …usw.) für das Jahr 2022 spiegeln diese 
positive Entwicklung jedoch nicht wider. Während sich die Ertragsseite nur zögerlich erholt, 
steigen die Aufwendungen aufgrund der Inflation (2022: 2,3 % gem. ifo-Institut; Stand 
22.09.2021) sowie der Personalkostenentwicklung (2022: + 6,3 %; absolut: 359.900,00 €; Stand 
Haushaltsplan 2021) weiter rasant an. 
 
Auf Basis des Haushaltsplans 2021 wurde ermittelt, dass eine Veränderung der Hebesätze aller 
drei Realsteuern (Grundsteuer A+B sowie Gewerbesteuer) um 10 v.H. einen Mehr-, bzw. Min-
derertrag i.H.v. ca. 70.000,00 € bedeutet. D.h. alleine um die Personalkostensteigerung vom 
Jahr 2021 zum Jahr 2022 zu kompensieren, müssten alle drei Hebesätze von 350 v.H. auf 400 
v.H. erhöht werden.  
 
Mit Schreiben vom 13.09.2021 erhielt die Verwaltung die Mitteilung vom Regierungspräsidium 
Stuttgart, dass die beantragte Investitionshilfe aus dem Ausgleichstock für den Erwerb der neu-
en Kindertageseinrichtung im Baugebiet Hanfäcker (Rettersburg) nicht bewilligt wird. Zu den 
Gründen wird auch ausgeführt, dass „…Kommunen vergleichbarer Größenordnung …vielfach 
höhere Realsteuerhebesätze“ haben. Grundlage für Investitionszuschüsse sind meistens an die 
Vorgabe gebunden, dass die Gemeinde ihre Einnahmemöglichkeiten ausschöpft. Dies bedeu-
tet, dass bei einer Beibehaltung der Hebesätze auch die künftige Fördermittelakquise gefährdet, 
auf jeden Fall aber erschwert ist. 
 
Um weiterhin die stetige Aufgabenerfüllung der Gemeinde Berglen zu gewährleisten regt die 
Verwaltung eine Erhöhung aller drei Realsteuerhebesätze um 50 v.H. von derzeit 350 v.H. auf 
400 v.H. an. Dies entspricht einer Steigerung um ca. 14,3 %. Betrachtet man den Zeitraum seit 
der letzten Erhöhung (2005, bzw. 2011) entspricht dies einer jährlichen Steigerung von 0,8 %, 
bzw. 1,3 %.  
 
Während der Vorberatung dieses Themas im Verwaltungs- und Finanzausschuss wurde von 
den Mitgliedern des Ausschusses die grundsätzliche Notwendigkeit einer Anpassung der He-
besätze gesehen, jedoch wurde angeregt die Erhöhung auf zwei Jahre zu staffeln. In einem 
ersten Schritt soll zum 01.01.2022 eine Erhöhung um 30 v.H., und in einem zweiten Schritt eine 
weitere Erhöhung um 20 v.H. zum 01.01.2023 erfolgen. 
 
 
 
 
 

  
 
Haushaltsrechtliche Auswirkungen: 



  Einnahmen: 

 einmalig:        € 

 laufend: ca. 210.000,00 €/jährlich ab 01.01.2022 

   ca. 140.000,00 €/jährlich zusätzlich ab 01.01.2023 

 Laufzeit:       Jahre  

 

  Ausgaben: 

 einmalig:       € 

 laufend:       €/jährlich;  

 Laufzeit:       Jahre 

 davon Sachkosten:       € 

 davon Personalkosten:       € 

 

  ein entsprechender Haushaltsansatz steht zur Verfügung unter  

  Produktsachkonto: 

       -      ;  

 Höhe:        € 

 

  es stehen keine Haushaltsmittel zur Verfügung, die Finanzierung  
  erfolgt über: 

       

 

 

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
3. Der Gemeinderat beschließt die Erhöhung der Realsteuerhebesätze der Grund-

steuer A, Grundsteuer B sowie der Gewerbesteuer um jeweils 30 v.H. von 350 v.H. 
auf 380 v.H. zum 01.01.2022. 
 

4. Der Gemeinderat beschließt die Erhöhung der Realsteuerhebesätze der Grund-
steuer A, Grundsteuer B sowie der Gewerbesteuer um jeweils 20 v.H. von 380 v.H. 
auf 400 v.H. zum 01.01.2023. 

    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   
 
 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei      
 

 











Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Berglen am 26.10.2021 

 

Anwesend: Bgm. Niederberger und 16 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 17 
Normalzahl: Bgm. Niederberger und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 Frau Gemeinderätin Ulrike Höflich  

 Herr Gemeinderat Volker Tottmann  
 

Unentschuldigt :  
 

 

 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber 
Zuhörer; Presse 
 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
13. Beschlussfassung über die Annahme von Spenden    
    
Der Vorsitzende informiert, dass folgende Spende bei der Gemeindeverwaltung eingegangen ist: 
 
Riker Wohnbau+ Immobilien GmbH Spende für Spielplatz Rettersburg  20.000 € 
 
 
Der Gemeinderat stimmt der Spendenannahme einstimmig zu. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Gemeindekasse 
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